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Wenn der Polizeibericht-
erstatter anruft
Anwältin Rena Zulauf über Tricks und unlautere Methoden im Journalismus

Pausenlose Telefonanrufe,
suggestive Fragen und tagelange
Observationen: Einige
Journalisten gehen sehr weit, um
an News heranzukommen – ein
Gespräch mit einer Anwältin.

Rena Zulauf, als Medienanwältin be-
kommen Sie einiges zu hören über frag-
würdige Arbeitsmethoden im Journalis-
mus. Sie sagten jüngst, dass Personen im
Visier von Journalisten bis zu fünfzig
Anrufe an einem Tag erhalten hätten. Ist
derartiges Stalking häufig?
In aufsehenerregenden Boulevard-Fäl-
len kommt diese Form vonAufsässigkeit
leider häufig vor. Bei vielen respekt-
losen Boulevard-Methoden haben wir
es – vereinfacht ausgedrückt – mit man-
gelndem Anstand zu tun. Eine Schlag-
zeile, die vornehmlich den Voyeurismus
bedient, muss her. Das war schon immer
so beim Boulevard, weil sich dieser
gerne dem Privaten und Intimen wid-
met. Das Private hat die Menschheit
schon immer fasziniert. Heute stellen
zahlreiche Menschen auf Social Media
Privates zur Schau. Die Boulevardisie-
rung findet somit bis zu einem gewissen
Grad auf beiden Seiten statt, was aller-
dings unlautere Methoden der Medien
nicht rechtfertigt.

Sind eher Geschäftsleute oder Privatper-
sonen betroffen?
Beide sind von der Boulevardisierung
betroffen, weil diese immer auch mit
Personifizierung zu tun hat. Es ist weit
emotionaler, wenn man den Menschen,
der hinter einer sachlichen Geschäfts-
entscheidung steht, zeigt und sich nicht
auf die Kommentierung des blossen,
nüchternen Entscheids eines Gremiums
fokussiert. Dies führt dazu, dass zahl-
reiche Unternehmen ihre Führungs-
persönlichkeiten von den Medien weit-
gehend abschirmen, was von den Me-
dien wegen fehlender Authentizität
regelmässig beklagt wird. Zahlreiche
Geschäftsleute sind es zuweilen leid,
«ihren Kopf» für irgendwelche personi-
fizierten Schlagzeilen hinzuhalten.

Sie sagen, Ihnen sei ein Fall bekannt, bei
dem Journalisten auf Schulhöfen Geld-
scheine verteilt hätten, damit Schüler ge-
sprächig würden. Ist das ein Einzelfall?

Ich wünschte mir, dass es ein Einzelfall
wäre, doch ich befürchte, dass es ein
Ausreisser ist, der immer wieder vor-
kommt, etwa auch bei Recherchen im
Milieu. Der Presserat wie auch redak-
tionsinterne Regeln erachten den Kauf
von Informationen als unzulässig. Im
Kampf um einen Primeur brechen je-
doch zuweilen alle Dämme, und es wird
nicht nur gegen den Anstand, sondern
auch gegen die Berufsethik verstossen.
Das schadet der Glaubwürdigkeit des
Journalismus.

Ferner sagen Sie, Journalisten verschlei-
erten manchmal ihre Identität und gäben
sich beispielsweise als Polizist oder
Staatsanwaltschaft aus. Noch einmal: Er-
kennen Sie hier einen methodischen Ver-
stoss gegen die Berufsregeln?
Diese Sorte Beispiele kommt recht häu-
fig vor, allerdings beschränkt auf den
Boulevard und teilweise auf die Online-
Medien. Manchmal geht damit ein
Wortspiel einher: Ein Journalist gibt sich
beispielsweise am Telefon als «Polizei-
berichterstatter» aus. Der Begriff ist
nicht per se falsch, zumal es früher bei-
spielsweise in Zürich eine eigene Ak-
kreditierung unter diesem Titel gab.
Allerdings ist die Bezeichnung irrefüh-
rend, weil man damit suggeriert, man
rufe von der Polizei aus an. Beliebt ist
auch das Duzen und Flüstern. Offenbar
will man hier Betroffene glauben lassen,
es sei ein Freund oder eine Freundin, der
oder die anrufe, und man will eine ver-
trauensvolle Atmosphäre vorspielen.

Sie kritisieren auch, dass das soziale oder
geschäftlicheUmfeld vonPersonen syste-
matisch ausgefragt wird. Auch Face-
book-Freunde würden abgeklappert. Ist
das nicht legitim, solange sich Journalis-
ten als solche zu erkennen geben?
Journalistische Recherche ist selbstver-
ständlich erlaubt. Recherche ist alles. Sie
ist das Kernstück des guten Journalis-
mus, ermöglicht erst eine differenzierte
und nachhaltige Meinungsbildung und
ist deshalb nicht bloss erlaubt, sondern
erwünscht. Allerdings hat sich auch die
Recherche an die Grenzen des Rechts
und die medienethischen Grundsätze
des Schweizer Presserates zu halten.
Wenn bei einer Recherche die Privat-
sphäre verletzt wird, so geht das zu weit.

Zum Beispiel?
Wenn etwa die gesamte Nachbarschaft

und Facebook-Freunde mit der Mittei-
lung angegangen werden, XY befinde
sich wegen eines Sexualdelikts in Unter-
suchungshaft und gefragt werden, ob sie
dazu etwas wüssten oder sagen möch-
ten, dann werden die Persönlichkeits-
rechte von XY mit jeder Anfrage ver-
letzt. Es gibt auch Fälle, bei denenDritte
unter Druck gesetzt werden, etwa wenn
man imZusammenhangmit ungesicher-
ter Information mitteilt, man werde
diese veröffentlichen, wenn sie nicht
richtigstellt werde. Oder ein Nachbar
gibt in der Aufregung eine Information,
verlangt aber wenig später, nicht zitiert
zu werden, weil er mit der Sache nichts
zu tun hat. Hier gibt es zuweilen Druck-
versuche zur Freigabe der Information
mit der Anmerkung, man werde dafür
auf die Namensnennung verzichten.

Sie kritisieren ferner, dass Journalisten
Suggestivfragen stellen, um an Informa-
tionen heranzukommen. Nun, niemand
muss darauf hereinfallen. Halten Sie sol-
che Tricks nicht für gerechtfertigt?
Eine Suggestivfrage ist eine Frageform,
bei welcher der Befragte durch die Art
der Fragestellung beeinflusst wird, eine
Antwort mit einer vorbestimmtem Aus-
sage zu geben, nämlich derjenigen Aus-
sage, die der Fragesteller gerne haben
möchte. Wer aufmerksam und allenfalls
medienerfahren ist, kann sich dem ent-
ziehen. Wer indessen unerwartet in
einen medialen Strudel gerät, etwa auf-
grund einer familiären Tragödie, dessen
Achtsamkeit ist oftmals reduziert. In
Gerichtsverfahren ist das Stellen von
Suggestivfragen aus Gründen der Fair-
ness grundsätzlich verpönt. Das Stellen
von Suggestivfragen gehört zu den
Boulevard-Methoden. In der Wirt-
schaftsberichterstattung trifft man diese
Frageform eher selten an.

Solche Tricks sollten doch möglich sein,
wenn es darum geht, einen allfälligen
Missstand aufzudecken!
Natürlich darf man kritisch und hart-
näckig fragen. Aber auch bei der
Recherche gibt es Spielregeln. So betont
der Presserat, dass Medienschaffende
ihre Gesprächspartner über das Ziel
eines Recherchegesprächs informieren
müssen. Mit Blick auf die Wirtschafts-
und Politikberichterstattung wird der-
zeit vermehrt beklagt, dass sichMedien-
schaffende zuweilen hinter fingierten
Quellen verstecken, um einen Verdacht



Medien 02.07.16 / Nr. 152 / Seite 11 / Teil 02

NZZ AG

oder Vorwurf zu äussern. Indessen
kennt auch die Verdachtsberichterstat-
tung Regeln. Erstens müssen sich Jour-
nalisten auf zwei von einander unabhän-
gige Quellen stützen können, und zwei-
tens braucht es einenMindestbestand an
Tatsachen, die für die Richtigkeit eines
Verdachts sprechen.

Journalisten sollen zudem tagelang Häu-
ser observieren. Kann man da nicht die
Polizei rufen?
Da sind wir wieder beim Boulevard an-
gelangt. Natürlich kann man in diesen
Fällen die Polizei rufen. Das wird ge-
gebenenfalls auch gemacht. In der Pra-
xis ist es oftmals so, dass bei einer ent-
sprechenden Meldung die Polizei hie
und da vor dem betroffenen Gebäude
vorbeifährt. Damit hat es sich, und es ist
einEinfaches, sich einer Polizeikontrolle
zu entziehen, sobald man bemerkt, dass
ein Polizeiauto patrouilliert.

Journalisten lauern auch Angeklagten
vor Gerichtsgebäuden auf, um ein Bild
schiessen zu können. Man könnte sich
einfach dagegen schützen, etwa mit
einemGesichtsschutz, und dann in einem
Taxi verschwinden. Wo ist das Problem?
Sie sprechen damit ein Problem an, das
zahlreiche Personen, die sich vor Ge-
richt verantworten müssen, im Vorfeld
des Verfahrens extrem beschäftigt, ins-
besondere unbekannte Personen, die
sich vor einer ungerechtfertigten Identi-
fizierung fürchten. Leider sind die Bei-
spiele unzureichender Anonymisierung
durch die Medien zahlreich. Sie können
sich nicht vorstellen, wie häufig ich
schon mit Mandanten besprochen habe,
mit welchen Methoden man sich beim
Gang ins Gericht am besten schützt.
Eine grosse Kapuze? Das mag im Win-
ter gehen, im Sommer provozieren Sie
damit eher eine groteske Bildberichter-
stattung. Ebenso, wenn sich jemand eine
Einkaufstüte über das Gesicht zieht.
Das wirkt dermassen absurd, dass die
entsprechenden Bilder mit Sicherheit in
den Medien landen.

Das Gesetz schützt die Privatsphäre.
Klagen die Betroffenen zu wenig?
Ein Zivilverfahren wegen Persönlich-
keitsverletzung ist aufwendig. Es
braucht Zeit, Energie und genügend
finanzielle Mittel, um ein solches durch-
zuhalten. Personen, die eine grössere
mediale Stigmatisierung erlebt haben,
reagieren – vereinfacht gesagt – auf zwei
Arten: Die einen wenden sich ab, wollen
nicht ständig mit demErlebten konfron-
tiert werden. Zu viele negative Gefühle
werden bei der Konfrontation mit dem
Ereignis und damit auch bei einem Ge-
richtsverfahren über Jahre hinweg im-
mer wieder hochgespült. Andere wollen
sich wehren, sagen sich «Genug ist
genug», und wenn alles andere nicht
nützt, dann mit juristischen Mitteln.

Muss man es sich leisten können, eine
Klage einzureichen?
Ja, eineZivilklage ist kostenintensiv. Zu-
dem haben imBereich von SocialMedia
zahlreiche Dienstanbieter ihren Sitz im
Ausland, etwa in Kalifornien. Erschwe-
rend kommt hier hinzu, dass es sehr auf-
wendig ist, mit diesen wenigstens in
einen Dialog zu treten.

Zum Beispiel?
Bei Google Removals, wo man auf Ge-
such hin Informationen aus Google ent-
fernen lassen kann, tauscht man sich mit
einer generischen E-Mail-Adresse aus.
Eine Antwort kommt vom «Google-
Team». Zudem erhält man auf begrün-
dete Löschungsgesuche per E-MailAnt-
worten zugestellt, die gar nicht auf die
mit dem Gesuch vorgetragenen Argu-
mente eingehen, sondern aus generi-
schen Textbausteinen bestehen. Anru-
fen, etwa in ein Callcenter für Kunden-
reklamationen, kann man auch nicht, so
wie das bei anderen grossen Firmen der
Fall ist. Wer ein Google-Removal-Ge-
such einreicht, fühlt sich oft übergangen
und nicht ernst genommen. Es besteht
keine Waffengleichheit.

Interview: Rainer Stadler


